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 Antwort
 der Bundesregierung

 auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten  Paul Schäfer (Köln), Monika Knoche,
 Wolfgang Gehrcke,  weiterer Abgeordneter und der Fraktion  DIE LINKE.
 – Drucksache 16/6671 –

 Abschuss von Passagierflugzeugen auf Befehl des Bundesministers
 der Verteidigung

 Vo r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

 Mit  seinem  Urteil  vom  15.  Februar  2006  hat  das  Bundesverfassungsgericht  un-
 missverständlich  klargestellt,  dass  der  Abschuss  eines  entführten  Luftfahr-
 zeugs  durch  die  Bundeswehr  mit  dem  Grundgesetz  unvereinbar  ist.  Das  Grund-
 gesetz  erlaube  es  nicht,  die  Bundeswehr  „bei  der  Bekämpfung  von  Naturkatas-
 trophen  und  besonders  schweren  Unglücksfällen  mit  spezifisch  militärischen
 Waffen“  einzusetzen.  Wären  gar  tatunbeteiligte  Menschen  durch  einen  Ab-
 schuss  eines  Luftfahrzeugs  betroffen,  läge  zudem  ein  Verstoß  gegen  das  Recht
 auf  Leben  in  Verbindung  mit  der  Menschenwürdegarantie  des  Artikels  1
 Abs.  1  GG  vor.  Trotzdem  hat  der  Bundesminister  für  Verteidigung,  Dr.  Franz
 Josef  Jung,  wiederholt  seine  Bereitschaft  angekündigt,  den  Befehl  für  den  Ab-
 schuss  eines  entführten  Passagierflugzeugs  zu  geben  und  damit  gegen  grund-
 gesetzliche Normen zu handeln.

 1.  Treffen  die  Medienberichte  zu,  dass  Verteidigungsminister  Dr.  Franz  Josef
 Jung  den  zuständigen  Dienststellen  Anweisung  gegeben  hat,  nach  Piloten
 zu  suchen,  die  sich  verpflichten,  im  Ernstfall  auf  Befehl  des  Vorgesetzten
 bzw.  des  Verteidigungsministers  ein  entführtes  Passagierflugzeug  abzu-
 schießen?

 Nein

 2.  Wenn  ja,  welche  Dienststellen  waren  an  der  Identifikation  geeigneter  Pilo-
 ten  beteiligt  und  auf  welcher  Befehls-  und  Rechtsgrundlage  handelten  sie
 bei  ihrer  Mithilfe  bei  der  Suche  nach  Piloten,  die  den  Befehl  eines  Vorge-
 setzten über das Grundgesetz stellen?

 Auf die Antwort zu Frage 1 wird verwiesen.
 Die  Antwort  wurde  namens  der  Bundesregierung  mit  Schreiben  des  Bundesministeriums  der  Verteidigung  vom  31.  Oktober
 2007 übermittelt.
 Die Drucksache enthält zusätzlich – in kleinerer Schrifttype – den Fragetext.
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3.  Trifft  es  zu,  dass  bereits  vor  oder  während  der  Fußballweltmeisterschaft
 gewährleistet  wurde,  dass  den  Alarmrotten  Piloten  zugeteilt  wurden,  die
 bereit gewesen wären auf Befehl ein Passagierflugzeug abzuschießen?

 Auf die Antwort zu Frage 1 wird verwiesen.

 4.  Wenn ja, wer hat dies wann veranlasst?

 Auf die Antwort zu Frage 1 wird verwiesen.

 5.  Wie  viele  Piloten  in  den  Alarmrotten  haben  ihren  Vorgesetzten  bzw.  dem
 Verteidigungsminister  eine  direkte  Zusicherung  gegeben,  im  Ernstfall
 dem  Befehl  für  den  Abschuss  eines  Passagierflugzeuges  zu  befolgen  und
 wie erfolgte diese Zusage?

 Eine  Abfrage,  ob  Flugzeugbesatzungen  im  Ernstfall  den  Befehl  für  den  Ab-
 schuss eines Passagierflugzeuges befolgen würden, wurde nicht durchgeführt.

 6.  Wie  beurteilt  die  Bundesregierung  die  Konsequenzen  einer  solchen  Maß-
 nahme  für  das  Arbeitsklima  und  den  dienstlichen  Umgang  der  Piloten  un-
 tereinander,  und  wie  wird  eine  Benachteiligung  der  Piloten,  die  nicht  be-
 reit sind, eine solche Zusicherung zu geben, ausgeschlossen?

 Auf die Antwort zu Frage 5 wird verwiesen.

 7.  Welche  Konsequenzen  wurden  vom  Bundesminister  der  Verteidigung  aus
 dem  Urteil  des  Bundesverfassungsgerichts  vom  15.  Februar  2006  hin-
 sichtlich  der  militärischen,  politischen  und  rechtlichen  Schulung  der  Pilo-
 ten gezogen, insbesondere bei denen der Alarmrotten?

 Über  das  Urteil  des  Bundesverfassungsgerichts  (BVerfG)  und  seine  Auswir-
 kungen  wurde  der  betroffene  Personenkreis  über  die  zuständigen  Vorgesetzten
 informiert.

 8.  Wer entscheidet über die Zusammensetzung der Piloten der Alarmrotten?

 Der zuständige Vorgesetzte in den entsprechenden Jagdgeschwadern.

 9.  In welchem Turnus werden die Piloten der Alarmrotten ausgetauscht?

 Der  Bereitschaftsdienst  dauert  24  Stunden  und  ist  –  unter  Berücksichtigung  der
 besonderen zeitlichen Belastung – in die Routinedienstpläne integriert.

 10.  Welche  dienstrechtlichen  Konsequenzen  hat  die  Ankündigung  bzw.
 schriftliche  Zusicherung  eines  Piloten,  im  Ernstfall  den  Befehl  seines  Vor-
 gesetzten zu befolgen obwohl dieser verfassungswidrig ist?

 Die  Frage  betrifft  einen  hypothetischen  und  daher  nicht  zu  bewertenden  Sach-
 verhalt,  da  es  die  mit  der  Frage  angesprochenen  „Ankündigungen“  bzw.
 „schriftlichen  Zusicherungen  der  Piloten“  betreffend  die  Behandlung  eines  Ab-
 schussbefehls nicht gibt.
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11.  Welche  dienst-  und  strafrechtlichen  Konsequenzen  könnte  die  tatsächliche
 Befolgung  des  Befehls  zum  Abschuss  eines  entführten  Passagierflugzeu-
 ges für den bzw. die Piloten haben?

 Die  Bundesregierung  geht  davon  aus,  der  Bundesminister  der  Verteidigung,
 Dr.  Franz  Josef  Jung,  werde  nur  rechtmäßige  Befehle  erteilen,  deren  Ausfüh-
 rung selbstverständlich keine dienst- oder strafrechtlichen Konsequenzen hätte.

 12.  Wie  bewertet  die  Bundesregierung  die  möglichen  Konsequenzen  der  An-
 kündigung  des  Verteidigungsministers,  das  Grundgesetz  zu  missachten,
 für  die  zukünftige  Vermittlung  der  Grundwerte  des  Prinzips  der  Inneren
 Führung an die Soldaten?

 Auf die Antwort zu Frage 10 wird verwiesen.

 13.  Teilt  die  Bundesregierung  die  Auffassung,  dass  die  Entführung  eines  Pas-
 sagierflugzeugs  unter  bestimmten  Umständen  eine  „Gefahr  oder  Gefähr-
 dung  der  freiheitlich-demokratischen  Grundordnung“  (Verteidigungsmi-
 nister  Jung  gegenüber  dem  Magazin  Focus  am  17.  September  2007)  dar-
 stellt, und wenn ja,

 a)  mit welcher Begründung,

 b)  welche  Szenarien  legt  die  Bundesregierung  dieser  Auffassung  zu
 Grunde?

 Das  Bundesverfassungsgericht  hat  in  seiner  Entscheidung  ausdrücklich  offen-
 gelassen,  was  für  die  Abwehr  von  Angriffen  gilt,  die  auf  die  Beseitigung  des  Ge-
 meinwesens  und  die  Vernichtung  der  staatlichen  Rechts-  und  Freiheitsordnung
 gerichtet  sind  (BVerfGE  115,  118,  159).  Hierauf  bezog  sich  die  Aussage  des
 Bundesministers der Verteidigung, Dr. Franz Josef Jung.

 14.  Teilt  die  Bundesregierung  die  Auffassung,  dass  die  Entführung  eines  Pas-
 sagierflugzeugs  unter  bestimmten  Umständen  einen  militärischen  Angriff
 auf die Bundesrepublik Deutschland darstellt, und wenn ja,

 a)  in welchen Fällen und unter welchen Bedingungen,

 b)  welche  Dienstanweisungen,  Dienstvorschriften  oder  Belehrungen
 existieren hierzu?

 Ja,  wenn  es  sich  dabei  um  einen  Angriff  eines  anderen  Staates  oder  eines  de  facto
 Regimes  auf  die  Bundesrepublik  Deutschland  handelt  oder  wenn  und  soweit  in-
 ternationale  terroristische  Aggressionen  ein  Ausmaß  erreichen,  das  das  Selbst-
 verteidigungsrecht  nach  Artikel  51  UN-Charta  auslöst.
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